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Auf eine Aufgliederung der sow jetisdien und polni­
schen Fahrzeuge nach Größenklassen muß hier ver­
zichtet werden, weil die Berichte der deutschen Kanal­
behörde nach Flaggen getrennte Angaben darüber 
nicht enthalten.

W enn der Kanal zwischen der Kieler Bucht und der 
Elbe auch den kürzeren Seeweg zwischen einer gro­
ßen Zahl von Häfen verschiedener Staaten innerhalb 
eines dicht besiedelten und hoch industrialisierten, 
aber nach heute gültigen M aßstäben doch regional 
begrenzten W irtschaftsraumes darstellt, so darf dies 
n id it zu dem Schluß führen, als sei er lediglich ein 
V erbindungsweg zwischen der Nord- und der Ostsee.

Für einen großen Teil der Tonnage gerade der Ost­
see-Anliegerstaaten ist der Kanal heute noch das 
„Tor zur W elt". Dies gilt für d ie  skandinavischen 
Länder im Prinzip ebenso wie für die Sowjetunion 
und für das nach größerer maritimer Geltung stre­
bende Polen. Bekanntlich soll die Tonnage dieser 
beiden und der übrigen Ostblockländer in nicht allzu 
ferner Zeit auf etwa 25 Mill. BRT, also auf rund das 
Fünffache ihres jetzigen Umfanges gebracht werden. 
Es ist daher sicher zu erwarten, daß sich im Zuge die­
ser Entwicklung auch die Frequentierung der hier be­
handelten Kanäle durch die Frachtschiffe dieser und 
anderer Länder noch wesentlich steigern wird.

A rb e i ts lo s ig k e i t  u n d  W ir ts c h a f tsw a c h s tu m  in  d e n  U S A

Wilhelm Nölling, Berkeley/Calif.

Die sid i se it Jahren  abzeichnenden Tendenzen auf 
dem amerikanischen Arbeitsm arkt sind in letzter 

Zeit immer deutlicher sichtbar geworden. Sie lassen 
erkennen, daß neben bem erkenswerten strukturellen 
Umschichtungen in der Beschäftigung ein merkliches 
Nachlassen der W achstumsrate der Gesamtwirtschaft, 
vor allem  aber im industriellen Sektor, stattgefunden 
hat. Das Gesamtbild für die Zeit von 1947 bis 1962 ist 
zw ar eindrucksvoll, verschleiert aber die merklichen 
Änderungen, se it 1957. In dem genannten Zeitraum 
von 1947 bis 1962 erhöhte sich die Zahl der Arbeits­
plätze außerhalb der Landwirtschaft um 11,4 Millio­
nen, das sind m ehr als 25 %. Das Bruttosozialprodukt 
in konstanten Preisen erhöhte sich um mehr als 60 “/o 
(45 “/o von 1947 bis 1957, 15 «/o von 1957 bis 1962). Die 
Erhöhungen der Realverdienste der Industriearbeiter 
machen rd. 45 “/o aus.

Bem erkenswert ist nun, daß diese Wachstumsgewinne 
sich stark  auf die Zeit von 1947 bis 1957 konzentrie­
ren. W ährend die Gesamtbeschäftigung in diesem 
Zeitraum  um jährlich durdischnittlich 900 000 zunahm 
(durchschnittliche W achstumsrate 1,9 ”/o jährlich), be­
trug die Zunahme in der Fünfjahresperiode von 1957 
bis Juni 1962 nur noch 485 000 (oder 0,9 Vo jährlich). 
In der privaten  Industrie, die in den zehn Jahren rd. 
700 000 Arbeitsplätze jährlich bereitstellte (Wachs-

Jährliche Änderungen in den Wachstumsraten 
der Beschäftigung nach Bereichen')

(in V.)

S ek to r 1947_57 1957-62 (Juni)

D ienstleis tungssek tor
D ienstleis tungen  im engeren  Sinne +  2,9 +  2,8
F inanzierungen +  3.5 + 2,4
H andel +  2,0 + 1,2
T ranspo rt und  öffentliche V ersorgungen +  0,2 - 1 , 5

Ö ffen tlid ie  D ienste
B undesregierung +  1,6 +  1,1
L änder und  Kommunen +  4.2 + 4.8

G ütererzeugende Industrie
V era rb e iten d e  Industrie +  1,0 - 0 , 5
B augew erbe +  4.0 -  1,6
B ergbau — 1.4 ■■-4,8

L andw irtsd iaft — 2,8 — 3,6

<) US-D epartm ent of Labor, Office of M anpow er, Automation and 
Train ing , „M anpow er R eport“, Nr. 5, 30. Jan u a r 1963, S. 1—2.

tum srate 1,7*/»), ist der Trend nodi ausgeprägter: Von 
1957 bis Juni 1962 betrug die jährliche Beschäftigungs­
zunahme nur noch 175 000 (Wachstumsrate 0,4 “/o). Der 
private Sektor der W irtschaft bat in dieser Zeit nur 
noch 36 Vo der Beschäftigungszunahme absorbiert ge­
genüber 75 Vo in der Zeit von 1947 bis 1957. Der Rest 
von 64 Vo bzw. 25 V » entfiel auf den staatlichen Sektor.

Die Beschäftigungszunahmen in der privaten Industrie 
in den ersten 10 Jahren  haben das Wachstumstempo 
der Gesamtbeschäftigung entscheidend bestimmt. Die 
Reduzierung der durchschnittlichen Wachstumsrate 
von 1,7 Vo auf 0,4 Vo ist hauptsächlich auf rückläufige 
W achstumsraten in der verarbeitenden Industrie 
und im Baugewerbe und den verstärkten Beschäfti­
gungsrückgang im Bergbau zurückzuführen. Mit Aus­
nahme der Dienstleistungen im engeren Sinne, deren 
W achstumsraten ungefähr stabil blieben, und der Be­
schäftigungszunahmen in einem Teil des öffentlichen 
Dienstes sind die Zuwachsraten in allen anderen Be­
reichen merklich geringer geworden oder sind, w ie 
im Falle des Transportsektors, in eine Regression 
umgeschlagen. Diese strukturellen Änderungen haben 
bewirkt, daß der Anteil der Beschäftigten der güter­
erzeugenden Industrie einschließlich Landwirtschaft 
(goods produoing Industries) an der Zahl der Gesamt- 
beschäftigten von 51,3 ®/o im Jahre 1947 auf 45,9 Vo 
1957 und 41,8 Vo im Jahre 1962 gefallen ist, mit einer 
merklichen Beschleunigung des Rückgangs in der letz­
ten Fünfjahresperiode.

Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit ist dn gewisser 
Hinsicht parallel verlaufen. W ir beschränken uns in 
der folgenden Tabelle auf die Zeit von 1957 bis 1962.

Diese Zahlenreihen lassen folgende allgemeine Schluß­
folgerungen zu;
1. Die Gesamtzahl der Arbeitslosen is t Ende 1962 

rd. 1,1 Millionen höher als der Durchschnitt des 
Jahres 1957. Die Entwicklung zeigt einen starken 
Anstieg in den Jahren  1958, 1961. In den ersten 
beiden M onaten des Jahres 1963 (d. h. bis Ende 
Februar 1963) ist die Arbeitslosigkeit auf fast 
5 Millionen gestiegen.
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Entwicklung der Arbeitslosigkeit in den USA von 1957—19621)

langfristig  A rbeitslose (in 1000) Prozentsatz

Zeitraum
A rbeitslose 
insgesam t 
in Mill.

4 W odien 
und 

w eniger

5—14
W odien

15—26
W odien

über 26 
W ochen

der 15 W odien 
und länger 

A rbeitslosen  
an  der 

G esam tzahl i)

1957
1958
1959
1960
1961
1962 I. Q uart. 
1962 III. Quart. 
1962 IV. Quart. 
1962 Dezember

2.936
4.681
3,813
3,931
4,806
4,529
3,820
3,637
4,002

1485
1833
1658
1798
1897
1690
1729
1734

1397
1113
1176
1375
1450
1171
1000

321
785
469
502
728
686
371
471

239
667
571
454
804
703
549
432

19.1
30.0
27.2
24.3 
31,9
30.7
24.1
24.8

D urdisdinlttl. 
D auer der 

A rbeitslosigkeit 
in W odien

A nteil der 
A rbeitslosen 

an  der 
G esam tzahl der 
«civilian labor 

force" in ®/o

Besdiäftigungs- 
entwicklung 
insgesamt 

(gilt für civilian 
labor force)

10.4
13.8
14.5
12.8
15.5 
15,7 
14,0
13.5

4,3 65,011
6,8 63,966
5,5 65,581
5,6 66,681
6,7 66,796

5]e 67*,846

1) Eigene Beredinung.
Q u e l l e  : A nnual Report of the Council of Economic A dvisors, in : Economic Report of the P resident, W ashington, Januar 1963, 
S. 196, 198, 199.

2. Die Zahl der Arbeitslosen in allen vier Gruppen 
der Dauer der Arbeitslosigkeit hat sich ebenfalls 
erhöht und spiegelt die allgemeine Zunahme wider. 
Allerdings ist der Anteil der Arbeitslosen mit 
mehr als 15 W odien Arbeitslosigkeitsdauer 1962 
beträchtlich höher verglichen mit 1957 (1957:
19,0 Vo, im IV. Q uartal 1962: 24,8 Vo) und hat in 
dieser Zeit mehrmals die 30Vo-Grenze überschritten.

3. Die durdisdinittliche wöchentliche Dauer der A r­
beitslosigkeit lag 1962 rd. 3 W odien über dem 
Durchschnitt von 1957.

4. Der Anteil der Arbeitslosen an der Zahl der Ge­
samtbeschäftigten ist seit 1958 im Durchschnitt 5,5 Vo 
und höher gewesen. In keinem Monat der letzten 
beiden Jahre, 1961 und 1962, ist der saisonmäßig 
bereinigte Prozentsatz unter 5,3 Vo gefallen.

5. In einer Zeit, in der die Arbeitslosigkeit merklich 
zunahm, ist die Zahl der insgesamt Beschäftigten 
ebenfalls gestiegen, und zwar um rd. 1,8 Millionen 
seit 1957.

D as P rob lem  d er  la n g fr is tig  A rbeitslosen

Die Ausmaße der in den letzten Jahren  eingetretenen 
Änderungen in  der Zusammensetzung der Arbeits­
losen, betraditet unter dem Aspekt der Dauer, sind 
besonders alarmierend. Die Gesamtarbeitslosigkeit in 
den USA w ar im Jahre 1961 rd. 30 Vo höher als 1949. 
Der Anteil der langfristig Arbeitslosen (15 Wochen 
und länger) an der Zahl der Arbeitslosen insgesamt 
schwankt seit 1958 zwischen 24,1 und 31,9 Vo und lag 
1961 um 124 Vo über dem Niveau von 1949. )̂ Damit w ar 
der Zuwachs, den diese Gruppe in der Zeit von 1949 
bis 1961 erfuhr, rd. vierm al größer als der Zuwachs 
der Gesamtarbeitslosigkeit.

Die Zusammensetzung dieses Personenkreises ist auf­
schlußreich. Die Anteile der „minority groups" (haupt­
sächlich Neger) sind durchweg höher als die der wei­
ßen Bevölkerung. Obwohl die Negerbevölkerung nur 
mit 11 Vo an der Zahl der Gesamtbeschäftigten betei­
ligt ist, betrug ihr Anteil an den langfristig Arbeits­
losen 29 Vo im September 1962. )̂ In dieser Zeit war 
jeder dritte langfristig Arbeitslose Fabrikarbeiter, und 
mehr als die Hälfte der Arbeitslosen gehörte zur 
Kategorie der ungelernten Arbeitnehmer.

1) Vgl. N . R. T u c k e r  : „Helping the  Long-Term U nem ployed", 
in : US-Dept. of Labor, Em ploym ent Security  R eview , V ol. 29, 
N r. .12, Dez. 1962, S. 1. .
2) Vgl. N. R. T u c k e r :  „Helping the  Long-Term Unepiployed", 
in : US-Dept. of Labor, Em ploym ent Security  Review. V ol. 29, 
N r. 12, Dez. 1962. S. 4—5. i

D ie Jugendarbe itslo sigke it

Im März 1962 waren über 1,4 Mill. Arbeitslose 24 Jahre 
und jünger (rd. ein Drittel der Gesamtzahl). Die Zahl 
der Arbeitslosen von 14 bis 19 Jahren stieg im No­
vem ber 1962 auf rd. 800 000 (rd. 20 Vo der Gesamt- 
arbeitslosigkeit). Obwohl von dieser Zahl rd. zwei 
Fünftel Studenten sind, die neben dem Studium Arbeit 
suchten, sind die Größenordnungen beunruhigend. 
Der Slogan in Gewerkschaftskreisen, der die Situa­
tion beschreibt, „out of school, out of work, out of 
luck", ist ernst zu nehmen, vor allem deshalb, weil 
die neu auf den Arbeitsm arkt strömenden Jugend­
lichen in den Jahren bis 1970 einen immer größeren 
Anteil an dem zu erwartenden starken Gesamtzuwachs 
ausmachen werden. Es wird damit gerechnet, daß das 
A ibeitsangebot bis zum Ende dieser Dekade um 
13 Millionen zunehmen wird; das sind 50 Vo mehr als 
in der Zeit von 1950 bis 1960. Im Jahre  1960 erreich­
ten 2,6 Mill. Jugendliche das A lter von 18 Jahrenj im 
Jahre 1965 werden es 3,8 Millionen sein. Das Beschäf­
tigungsproblem Jugendlicher erfordert neue Anpas­
sungen auch auf dem Gebiet des Ausbildungswesens. 
„Unsere Jugendlichen ermangeln in alarmierendem 
Ausmaß nicht nur ausreichender Arbeitsgelegenheiten, 
sondern auch der für ein befriedigendes Leben not­
wendigen ausbildungsmäßigen Vorbereitungen.“ 3)

D ie  geographische V erte ilung  d er Arbeitslosen

Die Verteilung der Arbeitslosen im Raum der Volks­
wirtschaft ist ein sehr aussagefähiger Indikator für 
einige der Strukturprobleme, mit denen die ameri­
kanischen Arbeitsm arktpolitiker zu kämpfen haben. 
Die Ballung in bestimmten Gebieten ist seit längerem 
beobachtet worden. In vielen Gebieten liegt die Ar­
beitslosigkeit vier- bis fünfmal höher, als es dem 
Durchschnitt der Gesamtwirtschaft entspricht. Dieses 
Problem exzessiver Arbeitslosigkeit in bestimmten 
Gebieten hat die USA schon seit den dreißiger Jahren 
und besonders wieder nach dem letzten Weltkrieg 
belastet. Nach den Zahlen für Ju li 1962 schwanken die 
Arbeitslosigkeitsdurchschnitte in einigen der Haupt­
arbeitsm arktgebiete (Major Labor M arket Areas) in 
einzelnen Staaten wie folgt: in Kalifornien zwischen

3) M anpow er R eport of the P resident, transm itted  to the Congress, 
March 1963, S. XV und XVL . . . .
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5.0 und 8,4 “/o; in Connecticut zwisdien 3,7 und 7,6"/oi 
in Indiana zwischen 4,2 und 9,7 “/o; in Massadiusetts 
zwischen 4,9 und 12,3 “/o; in Ohio zwisdien 3,0 und
10.0 Vo; in Pennsylvania zwisdien 2,7 und 15,4 Vo und 
in W est-V irginia zw isdien 6,3 und 12,1 Vo. Dabei ist 
zu berücksiditigen, daß diese Zahlen sdion größere 
Gebiete umfassen und zum Teil angeglichen sind.

„ d a ss  u n em p lo ym en t“

Das amerikanische Arbeitslosigkeitsproblem kann nicht 
durch den Hinweis auf die Gesamtzahl der Arbeits­
losen oder den prozentualen Anteil an der Zahl der 
Gesam tbesdiäftigten besdirieben werden. H inter die­
sen Zahlen verbergen sidi mannigfadie Ursadien und 
spezielle, gewissen Gruppen von Arbeitnehmern und 
Gebieten eigentümliche Charakteristika. Die Situation 
ist von Dunlop als „dass unemployment" im Gegen­
satz zur „mass unemployment" der Depressionsjahre 
bezeidinet worden. Er spricht deshalb audi von der 
N otw endigkeit gezielter Arbeitsm arktpolitik, die durdi 
diese „balkanization of the unemployed" mehr denn 
je  erforderlich geworden ist. Die Dringlidikeit des 
Eingreifens w ird deutlidi, wenn man bedenkt, daß die 
Anpassungsprobleme bestimm ter Arbeitnehmergrup­
pen in bestimm ten Gebieten zwar schon immer be­
standen haben, aber nun besonders akut geworden 
sind, in einer Zeit, in der das Niveau der Arbeits­
losigkeit in der gesamten Volkswirtsdiaft relativ 
hodi ist.

E rklärungsversuche  
fü r  d ie  gegenw ärtige  A rbe its lo sigke it

Die Diskussion um U rsadie und Therapie ist seit Jah­
ren im Gange unü hat, wie uns scheint, bemerkens­
w erte Ergebnisse gezeitigt. In der Literatur, die sich 
um Klärung des Phänomens bemüht, ragen zwei Deu- 
tuiigsversudie hervor, die wir kurz skizzieren werden.

In einem V ortrag „A Theory of Creeping Unemploy­
ment and Labor Force Replacement" hat C. D. Lo n g  
an Hand eines Modells eine Klärung zu geben ver­
sucht. Long ist d e r Meinung, daß das Niveau der Ge- 
sam tnadifrage in den USA in der Vergangenheit aus­
gereicht habe, um Vollbeschäftigung zu gewährlei­
sten und daß die Ursachen für die gegenwärtigen 
Probleme in  den strukturellen Veränderungen gesucht 
werden müssen, die in der am erikanisdien W irtsdiaft 
vor sidi gehen. Die kontinuierliche Aufwärtsentwidc- 
lung und d ie Änderungen in der Zusammensetzung 
der A rbeitslosigkeit bezeichnet er als „schleichende 
A rbeitslosigkeit" (creeping unemployment), zum Teil 
hervorgerufen durch Ersetzung (replacement) von 
M ännern durch Frauen.

Um diesen Voirgang zu erklären, geht Long in  seinen 
Überlegungen von zwei Grunldvoraussetzungen aus, 
die eng Zusammenwirken:

1. Je  größer die M öglidikeiten für den durchschnitt- 
lidien A rbeitnehm er sind, seine persönliche Pro­
duktiv ität zu erhöhen, desto w eiter fallen einige

4) US-Dept. of Labor, B ureau of Em ploym ent Security , Dezember 
1962, berechnet aus S. 73—78 und  S. 79—84.
5) Abgedrucfct in : C ongressional Record, Proceedings and  Debates 
of the 87th C ongress, 1st Session, W ashington  1961, S. 43—48. - "

A rbeiter zurück, mit anderen W orten: „Je schneller 
das Tempo des Durdisdinitts, desto größer wird 
der Abstand, der die Zurückbleibenden vom Durch­
schnitt trennt". Er bezeichnet dies als „Ausweitung 
der Produktivitätsskala" (widening productivity 
spread).

2. Der „soziale Minimumlohn", beeinflußt durch Mini- 
mnmlohngesetzgöbung, Gewohnheiten, A rbeitgeber­
lohnpolitik usw., orientiert sich am Wachstum der 
durchschnittlichen Produktivität. Die Löhne erhö­
hen sich entsprechend dem durchsdinittlidien Pro- 
duktivitätszuwadis in der Volkswirtsdiaft, und der 
Minimumlohn folgt der Idurchschnittlidien Lohn­
bewegung.

Die beiden Postulate wirken wie eine Schere: je  höher 
der Durchsdinittslohn, desto höher der soziale Mini­
mumlohn u n d  desto w eiter zieht sich die Produk­
tivitätsskala auseinander, mit dem Resultat, daß immer 
mehr A rbeitnehm er den wachsenden Anforderungen 
nidit mehr entsprechen, aus Beschäftigungen heraus­
gepreßt w erden und/oder in den wadistumsintensiven 
Bereichen nicht mehr konkurrieren können. In diesen 
Fällen ist also die Produktivität der Arbeitnehmer 
geringer als der soziale Minimumlohn, und ihre Be­
schäftigung ist nicht mehr lohnend. Die zur Verfügung 
stehenden A rbeitsgelegenheiten werden von besser 
ausgebildeten A rbeitskräften besetzt (in vielen Fällen 
Frauen), und die durdi die Arbeitslosigkeit betrof­
fenen Arbeitnehm er verbleiben entweder arbeitslos 
und bilden den Kern der langfristig Arbeitslosen oder 
verlassen den Arbeitsmarkt.

Nach Longs Meinung ist der Mechanismus der sozia­
len Minimumlohnanpassung der entscheidende An­
satzpunkt für die Erklärung w esentlidier Züge der 
Arbeitslosensituation in den USA. Obwohl er seine 
Thesen durch viele Statistiken unterm auert hat, warnt 
Long selber vor allzu leichtfertigen Schlußfolgerungen 
in bezug auf die Gestaltung des'Minimilmlohnes, be­
vor nicht mehr Unterlagen zur Verfügung stehen.

Es ist das Verdienst Longs, auf eine Ersdieinung auf­
merksam gem adit zu haben, die einige d er Anpas- 
sungssdiwierigkeiten, die auf der Seite des Arbeits­
angebotes herrschen, zu erklären vermag. Ob das 
Modell aber mehr leisten kann, ist die Frage. Die 
Beziehungen zwisdien Produktivität, Minimumlohn 
und Besdiäftigung sind außerordentlidi komplexer 
N atur und können nicht unabhängig von den Ursa­
dien der Arbeitslosigkeit im herkömmlichen Sinne 
und dem Stand der Gesamtnachfrage betrachtet wer­
den. Dieser Aspekt wird von einer Reihe von Autoren 
betont, die die strukturelle Transform ationshypothese 
als Erklärungsversuch für die jüngste Entwicklung 
nicht gelten lassen wollen.

In einer Untersuchung „Higher Unemployment Rates 
1957 bis 1960. Structural Transform ation or Inadequate 
Demand" ®) sind die Annahmen der Anhänger der 
strukturellen These in ihrer Gesamtheit eingehend 
geprüft worden. Diese Annahmen, entweder einzeln 
oder gemeinsam vorgebracht, lauten wie folgt:

1. Die Gesamtrate des technisdien Fortschritts steigt 
beschleunigt an;

*) J . W . K n o w  1 e s  u. a ., B eridit, e rs te llt für Subcom m ittee oi» 
Economic Statistics, 87th US-Congress, Is t Session, W ashington  1961.
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2. In bestimmten Industrien läßt sich bei gleidiblei- 
. bender W adistum srate des technisdien Fortsdiritts

eine Konzentration 'der Produktivitätssteigerungen 
feststellen;

3. Die Produktivitätserhöhungen haben zu unter­
sdiiedlidien qualitativen Einwirkungen auf die Be­
sdiäftigung geführt, d. h. Arbeitsplätze in größerem 
Ausmaß beseitigt, ohne neue für die entlassenen 
Arbeitnehmer zu sdiaffen;

4. Die Neigung der Arbeitnehmer, sidi über Mobili­
tät an veränderte Gelegenheiten anzupassen, hat 
nadigelassen. ’’)

Die Annahme der V ertreter der zweiten These, daß 
die Arbeitslosigkeit auf mangelnde Gesamtnadifrage 
zurüdigeführt werden muß, lautet wie folgt; „Die 
Arbeitslosigkeit ist gestiegen, weil die W adistums­
rate der Nadifrage nadi Gütern und Dienstleistungen 
sidi im Verhältnis zu der W adistum srate des Ange­
botes bei Vollbesdiäftigung verlangsam t hat."

Der Disput geht grundsätzlidi nidit um die Frage, ob 
die erwähnten Faktoren in ihrem Gefolge strukturelle 
Arbeitslosigkeit mit sidi führen k ö n n e n ,  sondern 
darum, ob sie die seit 1957 beobaditeten Änderungen 
tatsädilidi hervorgerufen h a b e n .  In dieser Hinsidit 
haben die Autoren der hier zuletzt erwähnten Unter­
sudiung absdiließend folgendes erklärt; „Eine sorg­
fältige Untersudiung der Entwidilung nadi 1957 hat 
nur wenig Beweise für die strukturelle Transforma­
tionshypothese erbradit. Die Arbeitsmarktsymptome, 
die anzeigen könnten, daß die erhöhte Arbeitslosig­
keit auf strukturellen Ursadien beruht, sind fast alle 
abwesend.“ *) Damit wird zum Ausdrudc gebradit, 
daß die Probleme der Arbeitslosigkeit bestimmter 
Gruppen und das beobaditete relativ hohe Arbeits­
losigkeitsniveau der letzten Jahre durdi mangelnde 
Gesamtnadifrage akzentuiert oder verursadit wurden, 
nidit aber abrupt einsetzenden strukturellen V erände­
rungen zuzusdireiben sind.

W ie wir einleitend zu zeigen versudit haben, hat sidi 
das w irtsdiaftlidie W adistum in den USA seit 1957 
bedeutend verlangsamt. In dieser Zeit haben die USA 
zwei m erklidie Absdiwädiungen erfahren, nadi deren 
Abklingen die Expansionskräfte offensiditlidi nidit 
stark genug waren, um ein Ansteigen der A rbeits­
losigkeit zu verhindern. W ie Erfahrungen mit der 
Dekade nadi 1945 gezeigt haben, sind die Erhöhun­
gen des Sozialprodukts nadi einer Rezession eng mit 
einem Rüdtgang der Arbeitslosigkeit verbunden ge­
wesen. Im ökonomisdien Aufsdiwung der Jahre bis 
1956 hat sidi die Absorption der langfristig Arbeits- 

. losen zwar zunädist verzögert, dann aber im jeweils 
zweiten Jah r sehr sdinell eingesetzt. Es sdieint damit 
die Vermutung widerlegt zu sein, daß Arbeitgeber 
sidi bei entsprediend starkem  ökonomisdiem Auf­
sdiwung weigern, bestimmte Arbeitnehmerkategorien 
w ieder einzustellen. •)

7) Ebenda, S. 9.
8) Ebenda, S. 18.
9) R. C. W  i 1 c o c k  und W . H. F r a n k e :  „Will Economic 
G row th Solve the  Problem  of Long-Term Unem ploym ent?", in: 
Proceedings of the  Fourteenth  A nnual M eeting of the  Industrial 
R elations Research Associatloji. New York C ity, 1962, S. 29—41.

W ir werden im folgenden Teil darzulegen versuchen, 
w eldie Maßnahmen bisher getroffen wurden, um das 
Arbeitslosenproblem in seiner Gesamtheit zu lösen.

A rb e itsm a rk tp o litik  u n d  W irtschaftsw achstum

Als die Europäisdie Gemeinsdiaft für Kohle und Stahl 
im Jahre 1954 audi Erfahrungen mit der Anpassung 
und W iederbesdiäftigung entlassener Arbeitnehmer 
sammeln wollte, stellten die Arbeitnehm ervertreter 
mehr oder weniger überrasdit fest, daß die ameri­
kanisdie W irtsdiaft auf diesem Gebiet kaum Erfah­
rungen w eitergeben konnte. Auf ih re Fragen nadi 
dem Sdiidisal entlassener Arbeitnehmer war „prak­
tisdi niemals eine ausreidiende Antwort von irgend­
jemandem zu erhalten". Die Idee, „einen entlassenen 
Arbeitnehmer bei der Hand zu nehmen und zu einem 
neuen Arbeitsplatz zu führen“, wurde mit Befremden 
zur Kenntnis genommen, i") Audi die Gewerksdiafts- 
vertreter m aditen in dieser Hinsidit keine Ausnahme. 
In dieser Zeit war die Auffassung nodi immer weit 
verbreitet, daß die Anpassung der Arbeitnehmer an 
wediselnde A rbeitsm arktverhältnisse den Bemühun­
gen der Betroffenen überlassen bleiben sollte.

Unter dem Einfluß der im ersten Teil skizzierten Ar- 
beitsmarktentwidclung hat sidi diese Einstellung in 
jüngster Zeit m erklidi geändert. Zwei eng miteinander 
verknüpfte zentrale Probleme der Arbeitsmarktpolitik 
sind im Zusammenhang gesehen und neu zu beant­
w orten versudit worden. Im einen Falle geht es um 
das Ziel der optimalen Ausnutzung des Faktors Ar­
beit, d. h. um die Reduzierung der Arbeitslosigkeit 
auf ein unvermeidlidies Minimum als Grundproblem. 
Im zweiten Falle um die Frage der Dringlidikeit des 
Eingreifens, die W ahl der M ittel und um die Entsdiei- 
dung, w er die Kosten einer dynam isdien W irtsdiaft 
zu tragen hat: der entlassene Arbeitnehmer, die ent­
lassende Firma oder die Gesellsdiaft als Ganzes? Wie 
wir bei der Besprediung der einzelnen Maßnahmen 
zeigen werden, ist die Verantwortung des Staates für 
das Sdiidcsal der Arbeitslosen in einem viel weiteren 
Sinne als bisher akzeptiert worden, d. h. die Gesell­
sdiaft als Ganzes erleiditert die Anpassung durdi 
finanzielle Beihilfen und institutionelle Hilfestellungen.

In der relativ kurzen Zeit von weniger als zwei Jah­
ren seit dem Am tsantritt Präsident Kennedys sind 
drei Gesetzentwürfe verabsdiiedet worden, die unser 
Problem unm ittelbar berühren und das Arsenal bun- 
desstaatlidier Arbeitsm arktpolitik ganz beträditlidi 
erw eitert und verstärkt haben. Der „Area Redevelop- 
ment Act" wurde am 1. Mai 1961 in Kraft gesetzt. Es 
folgten der „Manpower Development and Training 
A ct“ am 15. März 1962 und der „Trade Expansion Act" 
am 11. Oktober 1962.

D er A rea  R ed eve lo p m en t A c t

Die zunehmende, n id it gleidimäßig verteilte Arbeits­
losigkeit, auf die wir ausführlidi hingewiesen haben, 
war zu diesem Zeitpunkt der Gesetzesberatung,

10) European Coal and Steel Com m unity; , R e-adaptation and Re- 
■ em ploym ent of W orkers. Report on the  V isit to the United States 

by  a  Team  of Trade Union R epresenta tives from the Community", 
luxem burg , 1956, S. 25.
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1960, so deutlidi geworden, daß sie von nieman­
dem m ehr übersehen oder bezweifelt werden konnte. 
Trotzdem hat die Diskussion, die sdiließlidi zu die­
sem Gesetz geführt hat, gezeigt, wie tief die Mei- 
nungsversdiiedenheiten über den einzusdilagenden 
W eg waren. Die Sdiwierigkeiten, den Kongreß für 
diese A rt von Gesetzgebung zu überzeugen, waren 
enorm. Präsident Eisenhower hatte  die Gesetzent­
w ürfe der Demokraten zweimal durdi sein Veto 
blodiiert, weil ihm w esentlidie Bestimmungen zu 
liberal ersdiienen. Grundsätzlidie wirtsdiaftsordnungs- 
politisdie Einwände sind von Senator Goldwater er­
hoben worden. „Regierungswohltätigkeit kann das 
Problem nur versdilimmern und negiert in der Tat 
die entsdieidenden Grundlagen unserer am erikani­
sdien W irtsdiaft." “ ) Auf der anderen Seite standen 
die liberalen Kräfte, die sdiließlidi in der Lage waren, 
das Gesetz durdizubringen.

D er M anpow er D eve lopm en t a n d  T ra in in g  A c t

Um den Hintergrund und die Umstände, die zu die­
sem Gesetz geführt haben, zu kennzeidinen, sei dar­
auf hingewiesen, daß sidi in den USA in den letzten 
Jahren  die Überzeugung von der Notwendigkeit 
durdigesetzt hat, der Ausbildung des A rbeitsange­
botes m ehr Aufmerksamkeit zu widmen und den 
erhöhten Anforderungen in W irtsdiaft und Tedinik 
anzupassen. Dabei ist bem erkenswert, daß in das Pro­
gramm zw ar vornehmlidi Arbeitslose, aber audi Be­
sdiäftigte aufgenommen werden können, deren Kapa­
zitäten  am Arbeitsplatz n id it ausgenutzt w erden kön­
nen. Die Zielsetzung der Bundesregierung kommt in 
den Ausführungen zum Ausdrude, die der damalige 
Secretary of Labor vor einem Aussdiuß des Repräsen­
tantenhauses gem adit hat. „Es ist dringend notwen­
dig, daß ein Gesetz sdinell verabsdiiedet wird, das 
der Regierung ein W erkzeug in die Hand gibt, mit 
dem A rbeitnehm er unterstützt werden können, die 
einer angemessenen Ausbildung ermangeln oder deren 
Fähigkeiten durdi Automation oder tedinologlsdie 
V eränderungen unbraudibar geworden sind, damit sie 
w ieder voll produktiv eingesetzt werden können . . . " 
H ier w ird deutlidi, daß die A lternative für die Regie­
rung nur lauten konnte, entweder wie bisher finan­
zielle Unterstützungen zu zahlen, mit der A ussidit 
w ahrsdieinlidier Erhöhungen, oder ein Programm ein­
zuleiten, das neben finanziellen Unterstützungen ak­
tive Beihilfen zur Überwindung der Ursadien der 
Arbeitslosigkeit vorsieht. Im letzteren Falle besteht 
die W ahrsdieinlidikeit, daß die Gesamtausgaben lang­
fristig geringer sind.

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß dem 
M anpower Act folgende Annahmen zugrunde liegen:

1. A udi in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit gibt es of­
fene A rbeitsstellen für qualifizierte Arbeitnehmer, 
die oft aus Mangel an entsprediend ausgebildeten 
K räften n id it besetzt w erden können;

11) s. A. L e  V i  t  a  n  : „Federal A ssistance to  Labor Surplus A reas.“ 
A  rep o rt p repared  a t the  R equest of the  Chairm an of the Com­
m ittee  on  B anking and  C urrency, U.S. H ouse of R epresentatives, 
85th C ongress, 1st Session, W ashington  1957, S. 18.
12) A. J .  G o l d b e r g ;  in ; H earings before  the  Subcom m ittee on 
U nem ploym ent and the Im pact of A utom ation . . . , H ouse of 
R epresen ta tives, 87th C ongress, 1st Session, W ashington  161, S. 1.

2. In m andien Berufen ist der Bedarf an besser aus­
gebildeten Arbeitnehmern sdion jetzt kritisdij

3. Automation etc. und strukturelle Umstellungen der 
W irtsdiaft werden in zunehmendem Maße ein­
mal erworbene beruflidie Fähigkeiten überflüssig 
madien;

4. Sdion jetzt läßt sidi ein ungewöhnlidi sdinelles 
W adistum  des Arbeitsangebotes in den nädisten 
Jahren  voraussehen,•

5. In diesem Wadistumsprozeß w erden neu in das 
Arbeitsleben eintretende Jugendlidie dominieren.

Damit w ar die Zielriditung klar. Die Bundesregierung 
übernimmt die Verantwortung auf dem- Gebiete der 
beruflidien Ausbildung und Umsdiulung von A rbeit­
nehmern,

D er T ra d e  E xpansion  A c t

Die Verabsdiiedung dieses Gesetzes w ar formell not­
wendig geworden, weil die gesetzgeberisdien Befug­
nisse und Ermäditigungen auf dem Gebiete des Außen­
handels bis zum Juni 1962 befristet waren. Diese Be­
fugnisse basierten auf dem Trade Agreements A ct 
aus dem Jahre 1934, der wiederholt ergänzt, abgeän­
dert und erneuert worden war. Die inzwisdien statt- 
gefundenen Änderungen in der W eltwirtsdiaft, beson­
ders aber die Entwidclung des Gemeinsamen M ark­
tes, gaben den m ateriellen Anlaß, die Außenhandels­
politik der USA zu durchdenken und neu zu orien­
tieren. Der Präsident wünschte die gesetzgeberische 
Ermächtigung für ein liberales Außenhandelsprogramm 
zu erhalten, um in gegenseitigen Verhandlungen notr 
wendige Konzessionen machen zu können, ohne jedes­
mal den W eg über den Kongreß gehen zu müssen.

Die Bestimmungen dieses Gesetzes sind in unserem 
Zusammenhang nur insofern von Bedeutung, als sie 
Teile der amerikanischen Volkswirtschaft und den 
Arbeitsmarkt negativ zu beeinflussen vermögen. Dies 
wird antizipiert in Gesetzesbestimmungen, die An­
passungsbeihilfen für diese Fälle vorsehen. Die Ge­
werkschaften haben das neue Programm unterstützt, 
als k lar wurde, daß substantielle Anpassungshilfen 
für Arbeitnehmer mit eingeschlossen w erden würden. 
Die Opposition in Wirtschaftskreisen, die in dem 
Trade Relations Council und Committee on Import 
and Export Policy organisiert war, hat wesentlichen 
Einfluß jedoch nicht auszuüben vermocht.

D ie  Z ie le  d e r  neu en  A rbeitsm ark tgese tsgebung

ln allen Fällen, in denen ein Afbeitsmarktausgleich 
angestrebt wird, sind Fragen der Anpassungsfähigkeit 
des Arbeitsangebotes über bestimmte Formen der 
Mobilität von größter Bedeutung. Die berufliche Um­
stellung und die geographische M obilität stehen ein­
deutig im Vordergrund dieser Überlegungen.

Die Verpflichtung der amerikanischen Bundesregie­
rung, ein hohes Beschäftigungsniveau zu erreichen 
ünd das Funktionieren des Arbeitsm arktes zu ver­
bessern, beruhen auf dem Beschäftigungsgesetz von 
1946. In diesem Rahmen zielt der A rea Redevelop- 
ment Act darauf ab, ein Programm einzuleiten, das 
die Situation substantieller und beharrlicfaer Arbeits­
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losigkeit in bestimmten Gebieten wirksam zu erleich­
tern vermag, und zwar durch eine gezielte Arbeits­
angebots- und -nachfragepolitik. Der Manpower Act 
legt neue Verantwortung in die Hände der öffent­
lichen Arbeitsämter. Die bisherige Praxis der Ämter, 
im Arbeitsm arkt lediglich als neutrale Agenten zu 
figurieren und die Situationen zu nehmen, wie sie 
vorgefunden werden, ist abgelöst worden durch eine 
neue Politik der bewußten Anpassung des A rbeits­
angebotes an die vorhandene Arbeitsnachfrage mit 
dem Ziel des qualitativen und quantitativen Aus­
gleichs. Der Trade Expansion A ct antizipiert Anpas­
sungsprobleme auf dem Arbeitsm arkt und verschafft 
W erkzeuge für die, Erleichterung dieser Prozesse 
durch Bestimmungen, die auf die Nachfrage- und An­
gebotsseite einwirken.

W ir folgen in unserem Versuch, die wesentlichen 
m ateriellen Bestimmungen der drei Gesetze zu be­
schreiben, den Gegenständen, die von grundsätzlicher 
Bedeutung sind, und vergleichen die einzelnen Ge­
setze unter dem Gesichtspunkt vorhandener Unter­
schiede und Gemeinsamkeiten.

D e fin itio n  u n d  A n sa tzp u n k t

W eil der A rea Redevelopment Act und der Trade 
Expansion A ct nur für spezielle Ursachen der A rbeits­
losigkeit Maßnahmen versehen, ist die genaue Ab­
grenzung der Anwendungsbereiche von Bedeutung. 
Der Secretary of Labor erkennt den Status der 
„redevelopment area“ nur zu, wenn bestimmte Pro­
zentsätze an Arbeitslosen in bestimmten Perioden 
Vorgelegen haben und noch vorliegen. Die Anforde­
rungen gehen von einem Minimum an Arbeitslosig­
keit von eVo aus und sind mit dem Bundesdurchschnitt 
und dem Kriterium der Dauer der Arbeitslosigkeit 
gekoppelt. Der Trade A ct macht die aus Zollsenkun­
gen resultierenden Anpassungsschwierigkeiten und 
Umstellungsnotwendigkeiten zum Kriterium und prüft 
dies in Einzelfällen. Die beiden Gesetze sind zweifel­
los diskriminierend in dem Sinne, daß gezielte Maß­
nahm en auf genau definierte Ursachen abgestellt sind 
und nicht auf allen wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
gemeinsame Symptome, w ie z. B. der Arbeitslosigkeit. 
Der M anpower Act, der nur auf Angebotsanpassun­
gen abzielt, ist in diesem Sinne nicht diskriminierend, 
weil die Kriterien recht weit gefaßt sind. Dieses Ge­
setz kann und wird auch in „redevelopment areas“ 
angewendet.

Der Erfolg der Gesetze hängt zum Teil davon ab, wie 
zuverlässig die Zahlen über die tatsächlich existieren­
den Arbeitsm arkt- und W irtschaftsverhältnisse sind 
und mit welchem Ausmaß an Genauigkeit Entwick­
lungstrends vorhergesehen werden können. Die For­
schungen auf dem Gebiet des amerikanischen Arbeits­
marktes, obwohl in den letzten Jahrzehnten beträcht­
lich ausgeweitet, benötigen eine Intensivierung auf 
den von den Gesetzen vorgesehenen Gebieten. Die 
Bestimmungen in dem A rea Redevelopment Act und 
dem  M anpower A ct werden mit größter W ahrsdiein- 
lichkeit zu dieser Intensivierung führen und verbes­
serte Statistiken, Ursachenergebnisse etc. zeitigen.

Diese A rt der Hilfe durch Bundesprogramme ist von 
Bedeutung in den Fällen, in denen Firmen oder Be­
hörden auf der lokalen Ebene nicht in der Lage sind, 
aus eigenen Kräften die benötigten Informationen zu 
erhalten oder technische und ökonomische Experten 
zu finden imd zu beschäftigen, mit deren Hilfe Pro­
gramme für Anpassung und Umstrukturierung ausge­
arbeitet werden können. Der Bund ist ermächtigt wor­
den, in diesen Fällen Amtshilfe und Unterstützung zu 
gewähren.

A rb e itn eh m e r-A  npassu n g sh ilfe

Der A rea Redevelopment Act und der Manpower Act 
schließen auch Arbeitnehmer ein, die zwar nicht 
arbeitslos, aber unterbeschäftigt sind. Damit ist erreicht 
worden, daß die Verbesserung des Arbeitsmarktes 
nicht auf Arbeitslose beschränkt bleibt, sondern auch 
Arbeitnehmer umfassen kann, deren Fähigkeiten aus 
den verschiedensten Gründen an ihrem Arbeitsplatz 
nicht ausgenutzt werden. Im Falle des Trade Act sind 
Gruppen von Arbeitnehmern anspruchsberechtigt, wenn 
sie eine bestimmte Zeit in den betroffenen Firmen 
gearbeitet haben ünd einen Minimum-Wochenlohn 
von 15 $ verdienten.

B e r u f l i c h e  A u s b i l d u n g  u n d  U m s c h u ­
l u n g  sind der Hauptteil der neuen Arbeitsmarkt­
politik der USA. Alle drei Gesetze legen das Haupt­
gewicht auf diese Form der Anpassungshilfe. Beruf­
liche Ausbildung und Umschulung auf der Basis per­
sönlicher Charakteristiken, transferierbarer Fähigkei­
ten und beruflicher Aussichten sind stark betont wor­
den. Die Maßnahmen zielen darauf ab, Arbeitnehmer 
wieder oder zum ersten Mal in die Lage zu versetzen, 
am Arbeitsleben voll produktiv teilzunehmen. Die 
Bundesregierung übernimmt die Kosten des Pro­
gramms.

L e h r l i n g s a u s b i l d u n g  u n d  A u s b i l d u n g  
a m  A r b e i t s p l a t z  sind darauf ausgerichtet, Be­
sonderheiten Rechnung zu tragen, die sich aus der 
Struktur der Arbeitslosen und den Anforderungen 
bestimm ter Ausbildungsprogramme ergeben. Im Falle 
der Lehrlingsausbildung sollen Jugendliche, deren 
Fähigkeiten nur in längerdauernden Programmen ent­
wickelt werden können, gefördert werden. Die Form 
der Ausbildung am Arbeitsplatz wird als besonders 
wirksam angesehen. Die Zusammenarbeit mit Arbeit­
gebern, die die Arbeitsgelegenheiten, Maschinen, 
W erkzeuge usw. für diese Ausbildungsform zur Ver­
fügung stellen sollen, ist jedoch neu und muß erst 
erprobt werden.

U nterstü tzungszah lungen

Hier treffen w ir auf wesentliche Unterschiede in den 
Bestimmungen der drei Gesetze. Der A rea Redevelop­
ment Act sieht Unterstützungszahlungen in der Form 
von Ausbildungsbeihilfen für 16 Wochen vor. Der 
M anpower A ct dehnt die Dauer der Anspruchsperiode 
auf 52 Wochen aus, und der Trade Act erlaubt sogar 
Zahlungen für zusätzliche 26 oder 13 Wochen bei Vor­
liegen bestimm ter Bedingungen. Die beiden zuletzt 
genannten Gesetze sehen auch vor, Auslagen für
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Reisekosten und Trennungsentsdiädigung bis zu einer 
bestimm ten Höhe zu erstatten, wenn Ausbildungs­
und W ohnort nicht identisch sind. Die Neuheit des 
Trade A ct besteht darin, daß von der bisherigen Basis 
der Berechnung der Unterstützung abgewidien wor­
den ist. W ährend die beiden anderen Gesetze sich an 
der durdiscfanittlidien A rbeitslosenunterstützung orien­
tieren, die in den meisten Staaten beträchtliche Unter­
schiede aufweist und zwischen 27 und 56 “/o des durch­
schnittlidi verdienten W odienlohnes schwankt, geht 
der Trade A ct von der Lohnbasis des einzelnen A r­
beitnehm ers d irekt aus und zahlt 65 “/o des zuletzt 
verdienten Durchschnittslohnes des Arbeitnehmers 
oder des Durchschnittslohnes der verarbeitenden Indu­
strie (berechnet von dem geringeren Betrag). Auf 
diese W eise werden zweifellos in Zukunft Arbeitslose 
am selben Ort unterschiedlich hohe Unterstützungs­
beträge unter sonst gleichen Umständen erhalten, je 
nachdem, auf welchen Ursachen ihre Arbeitslosigkeit 
beruht. Der Vorwurf der diskrim inierenden Behand­
lung von Arbeitnehm ern besteht deshalb zu Recht. 
Allerdings trifft dies auch für Unternehmungen zu, 
die, wie w ir sehen werden, ebenfalls unterschiedlich 
behandelt werden.

Dies liegt in der N atur der Gesetze. Es kann aller­
dings damit gerechnet werden, daß dieser Durchbruch 
des Trade A ct Konsequenzen sowohl für die staat­
lichen Arbeitslosenunterstützungssystem e haben wird 
als auch die Bestimmungen des A rea Redevelopment 
A ct und des M anpower A ct auf die Dauer nicht un­
berührt lassen wird. Die Kreise, die ohnehin eine 
generelle Anhebung der Arbeitslosenunterstützung 
für notwendig ansehen, glauben, mit den Bestimmun­
gen des Trade Act den Fuß in der Tür zu haben.

N ur der Trade Act sieht finanzielle Hilfen für den 
Fall der g e o g r a p h i s c h e n  A n p a s s u n g  von 
A rbeitslosen vor. W enn ein Arbeitsplatz gefunden 
worden ist, der eine längerfristige Anstellung vor­
sieht, und am O rt des Arbeitslosen keine W iederbe­
schäftigungschancen bestehen, können aus Bundesmit­
teln die Umzugskosten und ein Pauschalbetrag gezahlt 
werden, und zwar nur für Haushaltsvorstände.

A n p a ssu n g sh ilfe n  fü r  U n ternehm ungen

Die Zielsetzung des A rea Redevelopment Act und des 
Trade Act in bezug auf die Bereitstellung von An­
passungshilfen für Unternehmungen wird darin ge­
sehen, durch Darlehen und Bürgschaftsgarantien Um­
stellungen an neue Gegebenheiten zu erleiditern. Es 
ist nicht beabsichtigt, private Initiative überflüssig zu 
machen oder die Arbeitslosigkeit mit global w irken­
den M itteln zu bekämpfen. Die gezielten Maßnahmen 
des A rea Redevelopment Act unterstützen Diversifi­
kationsprogramme in „redevelopment areas" durch 
wesentlich verbilligte Kredite, die neue Arbeitsplätze 
schaffen sollen (durch Heranziehen neuer Indüstrien 
oder Förderung der Expansion schon bestehender Fir­
men). Standortveränderungen, die lediglich Umgrup­
pierungen vorsehen und nur zu einer Umverteilung 
der Arbeitslosigkeit im Raum der Volkswirtschaft 
führen, werden ausdrücklich nicht gefördert. W ir

sehen auch hier wieder, daß der Trade Act sehr viel 
liberalere Bestimmungen enthält. Die Beteiligung des 
Bundes kann 90 Vo des Anlagekapitals erreichen, an 
Stelle der 65Vo-Grenze des A rea Redevelopment Act, 
und in bestimmten Ausnahmefällen auch auf das Um­
laufsvermögen ausgedehnt werden. Der Trade Act 
enthält außerdem Steuererleichterungen in Form der 
Anredinung und Übertragung von Geschäftsverlusten, 
die für längere Zeitperioden aus Außenhandelsein­
bußen resultieren.

H ilfe  fü r  ö ffen tliche E in rich tungen

Nur der A rea Redevelopment Act sieht Bundeshilfe 
für öffentliche Einrichtungen (Infrastruktur-Verbesse­
rungen) vor. Die Schwierigkeiten, dieses Gesetz zu 
verabschieden, beruhten zum Teil auf den Ausein­
andersetzungen, die dieser Punkt hervorrief. Die von 
der Eisenhower-Regierung unterstützte Gesetzesvor­
lage hatte keine Notwendigkeit gesehen, auf diesem 
Gebiet durch Bundeshilfe einzugreifen. Andererseits 
war nicht von der Hand zu, weisen, daß die finanzielle 
Situation der betroffenen Gebiete in vielen Fällen seit 
Jahren zu einer rapiden Verschlechterung der öffent­
lichen Einrichtungen geführt hatte  und die A ttrak­
tionsfähigkeit dieser Gebiete für expansionsfähige 
Industrien stark beeinträchtigte. Die Hilfe, die der 
Bund unter bestimmten Voraussetzungen geben will, 
kann in der Form von Darlehen oder nicht rückzahl­
baren Unterstützungen gewährt werden.

Die besprochenen Gesetze sind alle jüngeren Datums, 
und Erfahrungen sind bisher nur zum Teil gesammelt 
worden. W ir werden auf die einzelnen Gesetze kurz 
getrennt eingehen.

E rfa h ru n g en  m it d em  A re a  R ed eve lo p m en t A c t

Die Ausbildungsprogramme begannen ungefähr ein 
halbes Jah r nach Verabschiedung des Gesetzes im 
Oktober 1961. Auf Grund der Tatsache, daß die neuen 
Bestimmungen über Anpassungshilfen für Unterneh­
mungen längere Zeit brauchten, um bekannt und an­
gewendet zu werden, w ar das Ausbildungsprogramm 
für Arbeitnehmer zunächst durch die Zahl der vorhan­
denen offenen Arbeitsplätze beschränkt.'®) Bis zum 
Ende des Fiskaljahres 1962 (Juni 1962) w aren 525 Ar­
beitsmarktgebiete für die Zuerkennung des A rea Re­
development Status empfohlen worden, von denen bis 
dahin 114 tatsächlich anerkannt worden waren. Die 
Zahl der bis Ende Juni 1962 insgesam t eingeschrie­
benen Ausbildungsteilnehmer ist mit 9074 angegeben, 
von denen rd. die Hälfte in Berufe der verarbeitenden 
Industrie umgeschult wurden. Es folgen Angestellten- 
und Verkaufsberufe mit rd. 22 Vo.* )̂

Die Zahl der anerkannten Gebiete stieg bis Ende 1962 
auf 960 und 51 Indianerreservationen in 49 Staaten 
der USA. Die Gesamtzahl der Teilnehmer an Ausbil­
dungskursen erhöhte sich bis dahin auf 15 360, die in 
445 getrennten Kursen innerhalb von 268 Projekten 
ausgebildet und umgeschult wurden.

18) US-Dept. of Labor, .T rain ing  for Jobs in  R edevelopm ent A reas". 
A repo rt of O ccupational T raining and re la ted  A ctiv ities under 
the ARA, for the  Fiscal Y ear ending Ju n e  30, 1962, S. 5.
H) Ebenda, S. 25 vmd 26.
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Die finanzielle Hilfe für Unternehmungen erfuhr eine 
beträchtliche Intensivierung in der zweiten Hälfte des 
Jahres 1962. 161 genehmigte Projekte erforderten rd. 
57 Mill. $, von denen rd. 20 “/o in der Form von Unter­
stützungen für öffentliche Einriditungen gewährt wor­
den sind. Das Unterstützungsprogramm umfaßte bis 
Ende 1962 insgesamt 71 Mill. $.

Es ist gesdiätzt worden, daß im Jahre 1963 ein Betrag 
von 193 Mill. $ an Bundesmitteln ausgegeben werden 
wird, mit dessen Hilfe in 381 Projekten rd. 52 000 neue 
Arbeitsplätze direkt und 36 500 indirekt gesdiaffen 
werden sollen. Addiert man den Betrag an neuge- 
sdiaffenen Arbeitsplätzen des Jahres 1962 (angegeben 
mit 26 864), so ergibt sidi eine Gesamtzahl von rd. 
80 000 Arbeitsplätzen, die durdi den Redevelopment 
Act direkt bis Ende dieses Jahres voraussiditlidi ent­
stehen werden. 5̂) Damit ist natürlidi nodi nidit ge­
sagt, daß die neuen Arbeitsplätze überwiegend oder 
vollständig durdi Arbeitslose besetzt werden. Hierzu 
müssen nodi Informationen abgewartet werden.

E rfa h ru n g en  m it d em  M anpow er A c t

Die ersten Programme haben im September 1962 be­
gonnen. N adi Zahlen des Office pf Manpower, Auto­
mation and Training ®̂) waren bis November 1962 
260 Projekte in 34 Staaten und 84 Berufen mit rd. 
10 000 Ausbildungsteilnehmern genehmigt worden. 
Die durdisdinittliche Ausbildungsdauer betrug 22,8 
W odien. Die Kosten werden auf durdisdinittlidi 1226 $ 
je  Teilnehmer gesdiätzt, ohne Berücksiditigung der 
Verwaltungsaufwendungen.

Die Zahl der Teilnehmer an diesem Programm unter 
dem Manpower Act stieg bis Ende Dezember auf 
20 596 in 235 Gebieten und 554 Projekten. Sdion ein­
gereichte, aber noch nidit genehmigte Projekte sahen 
eine zusätzlidie Zahl von rd. 6000 Teilnehmern vor.

Obwohl die Zahl der Ausbildungsteilnehmer nodi 
n id it allzu eindrudcsvoll ist, hat der Präsident in sei­
nem Economic Report im Januar 1963 die bisher ge­
wonnenen Erfahrungen red it positiv bewertet. „Die 
Programme unter diesem Gesetz weisen sdion jetzt 
auf den w iditigen Beitrag hin, den eine Verbesserung 
der beruflidien Fähigkeiten leisten kann, sowohl für 
das Individuum als audi für die Gesellschaft.“ ’̂) Prä­
sident Kennedy hat eine Erhöhung der M ittel für das 
kommende Fiskaljahr beantragt.

Das Gesetz wird w ahrsdieinlidi im Jahre 1963 die 
Feuerprobe bestehen müssen, weil sidi dann zeigen 
muß, ob die Ziele der Regierung, innerhalb der nädi­
sten drei Jahre rd. 400 000 Arbeitnehmer umzusdiulen, 
realistisdi sind. Besondere Aufmerksamkeit wird das 
Problem der Teilnehmer verdienen, die sidi zwar 
einsdireiben lassen, aber das Programm, aus weldien 
Gründen audi immer, nidit zu Ende führen.

15) US-Dept. of Labor, Office of M anpow er, A utom ation and 
Training, „Training F ac ts“, Report No. 3, N ovem ber 1962, 
W ashington, S. 1—6.
16) Economic R eport c f the  P resident, W ashington, Jan u a r 1963, 
S. XXVII.
17) Vgl. US-Dept. of Commerce, A rea  Redevelopm ent A dm inistra­
tio n “, Inform ation News Service“, Vol. 3, Issue I, 14. Jan u ar 1963, S. 1.

E rfa h ru n g en  m it d em  Trade E xpansion  A ct

Die Zollbestimmungen sind bisher nidit angewendet 
worden, so daß Rüdewirkungen auf den Arbeitsmarkt 
nodi nidit registriert werden konnten. In weldiem 
Ausmaße sich Zollsenkungen über eine Erhöhung der 
Importe auf den Arbeitsm arkt auswirken werden, ist 
deshalb noch ungewiß. Die Sdiätzungen, die im letz­
ten Jahr in den Hearings gemadit wurden, gehen 
davon aus, daß durdi den Außenhandel der USA 
rd. 4 Mill. Arbeitsplätze im Lande gesdiaffen werden; 
3 Mill. Arbeitsplätze in der Exportindustrie und 1 MilL 
Arbeitsplätze durdi die Importabwicklung. Nadi die­
sen Sdiätzungen kommt eine Erhöhung der Importe 
um 1 Mrd. $ dem Verlust von 86 000 Arbeitsplätzen 
jährlidi gleich. W ieweit diese Zahlen realistisdi sind, 
muß angesidits so vieler Einwirkungsfaktoren abge­
w artet werden.

E rfo lgsaussich ten

Der Erfolg der jüngsten Arbeitsmarktgesetzgebung 
wird, so sdieint uns, in starkem Maße von dem ge- 
samtwirtsdiaftlichen W adistum der Arbeitsnadifrage 
abhängen. Obwohl der A rea Redevelopment Act und 
der Trade A ct audi in dieser Hinsidit angewandt 
werden können, ist angesichts der Ausmaße und Zu­
sammensetzung der bestehenden Arbeitslosigkeit und 
der möglidierweise zu erw artenden Erhöhung der 
Arbeitslosenzahlen kaum mit fühlbaren Beiträgen von 
dieser Seite her zu redinen. Die Bundesregierung hat 
dies audi erkannt und versucht, das W irtsdiaftsklima 
hauptsädilidi durdi Steuersenkungen zu verbessern, 
die in drei Jahren über 13 Mrd. $ ausmadien sol­
len. In der Auseinandersetzung um die W ahl der 
M ittel hat die Erkenntnis Boden gewonnen, daß es 
„nur eine Antwort auf das Arbeitslosenproblem gibt, 
und diese lautet: mehr Arbeitsplätze" (Secretary of 
Labor W. W. Wirtz).

Die Gewerksdiaften haben auf die paradoxe Situation 
hingewiesen, daß ein langsames, aber ständiges Stei­
gen der beobaditeten Arbeitslosigkeit die öffentlidie 
Meinung nidit allzusehr beunruhigt. Sie verlangen 
angesidits der weithin fühlbaren „jobless apathy" 
drastisdie Maßnahmen der Regierung für das Wohl 
der gesamten Volkswirtsdiaft. Der Prozeß der Erhö­
hung der Gesamtnadifrage ist, auch wenn er sdiließ- 
lich in Gang kommen sollte, w ahrsdieinlidi ein rela­
tiv langsam er Vorgang. Die Maßnahmen der hier 
besprodienen Gesetze haben die Möglichkeiten der 
am erikanisdien Arbeitsm arktpolitik erw eitert und ver­
stärkt und füllen mit gewissen Einsdiränkungen das 
bisher existierende Vakuum zwischen allgemeinen 
und „tailormade“ Maßnahmen aus. Obgleidi sie not­
wendig sind, reidien sie unseres Eraditens dodi nidit 
aus, um mit dem Arbeitslosenproblem fertig zu wer­
den. Die Gesetze werden ihre Funktionen erst dann 
voll erfüllen können, wenn die Volkswirtsdiaft die 
Arbeitsplätze zur Verfügung stellt, die notwendig 
sind, um sowohl die speziell unterstützten Arbeitneh­
mer als auch den jährlidien Zuwachs aufzunehmen.
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